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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Joachim Ha-
nisch, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, 
Günther Felbinger, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Johann 
Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Alexan-
der Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Gabi 
Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und Frakti-
on (FREIE WÄHLER) 

Wirksame Bekämpfung extremistischer Gewalttäter sicherstellen 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Der Landtag verurteilt die gewalttätigen Ausschreitungen linksext-
remer Gruppen anlässlich der Einweihung der neuen Zentrale der 
Europäischen Zentralbank in Frankfurt und stellt fest, dass die vie-
len Verletzten, unter ihnen 150 Polizisten, und die zerstörten Ge-
schäfte und Fahrzeuge durch nichts zu rechtfertigen sind. 

2. Der Landtag erteilt Protesten und Demonstrationen, die derartige 
Ausschreitungen anstreben, billigen oder zulassen, eine klare Ab-
sage, weil sie einen Missbrauch unserer Freiheitsrechte darstel-
len. 

3. Der Landtag fordert die Staatsregierung auf, sich auf Bundesebe-
ne für wirksame Programme zur Bekämpfung aller Arten von Ext-
remismus und deren konsequente Umsetzung einzusetzen. 

4. Der Landtag begrüßt die Ankündigung der Staatsregierung, die 
Erkenntnisse aus den Vorkommnissen in Frankfurt bei ihrer Ein-
satzplanung für den G7-Gipfel in Elmau mit einzubeziehen, um 
gewalttätige Ausschreitungen von vornherein zu verhindern. 

5. Der Landtag fordert die Staatsregierung auf, deutlich mehr Perso-
nal für unsere Sicherheitskräfte einzustellen, um auch die Proble-
me, die aus der vorgelegten Kriminalstatistik hervorgehen (wie 
z.B. bei der Cyberkriminalität) wirksam bekämpfen zu können. 

 

 

Begründung: 

Gewalt gegen Polizeibeamte und Zerstörung von Sachwerten, Ge-
schäften, Fahrzeugen und Wohnungen darf in keiner Weise toleriert 
werden und ist bereits im Ansatz zu bekämpfen. Die Ereignisse von 
Frankfurt zeigen dringenden Handlungsbedarf gegen Extremisten 
aller Richtungen. 


